
wußt oder unbewußt mitbringt. Das Planungsamt als 
Zentralstelle aller Beobachtungen hat Material zur 
Verfügung, das alle anderen nicht oder nicht in glei­
cher Geschlossenheit besitzen; sein Einfluß auf die 
Planung ist schon dadurch besonders groß. Auf Grund 
dieser Beobachtungen wird in der zweiten Etappe vom 
Planungsamte g e w e r t e t ,  beispielsweise die Dring­
lichkeit des Bedarfs gleicher Art der einen gegenüber 
der anderen Stelle. Hierin liegt eine weitere Vorent­
scheidung. Tatsachen und Tendenzen, die dabei inner­
halb des Planungsamtes unter den Tisch fallen, brau­
chen den anderen beteiligten Stellen gar nicht erst be­
kannt zu werden. Für die Wertung, zu der sich das 
Planungsamt dann entschließt, kann es sich aus seinem 
umfangreichen Tatsachenmaterial seine Argumente 
zusammenstellen; allen anderen bleiben schon die Be­
obachtungen, die demgegenüber ins Feld geführt wer­
den könnten, weitgehend unbekannt. Eine dritte Vor­
entscheidung liegt in der Aufstellung eines in sich 
ausgewogenen P l a n e n t w u r f s .  Was darin erst ein­
mal vorgeschlagen ist, hat größere Aussicht, auch im 
endgültigen Plane stehenzuoieiben, als alle nachträg­
lichen Änderungsvorschläge. Denn diese bedingen 
wegen des Ineinandergreiiens aller Einzelheiten Ab­
striche oder Änderungen an anderen Stellen, insbeson­
dere Deckungsvorschläge, und hiergegen erhebt sich 
der Widerstand der Betroffenen, oft sogar ein allgemei­
ner Widerstand mehrerer Betroffener zugleich, im Er­
gebnis besitzen die Vorschläge, die der Planentwurf 
von Anfang an enthielt, eine größere Chance, die Mehr­
heit im Kabinett und im Dandtagsausschuß zu finden, 
ais alle noch so berechtigten Anderungswünsche. So­
mit hegt es in der Natur dieses komplizierten Sach­
gebietes, daß die Beitung des Pianungsamtes selbst bei 
Einschaltung aller fachkundigen sonstigen Stellen 
einen überragenden Einfluß auf den allgemeinen Wirt- 
schaftspian uesitzt. Das darf nicht verwundern, son­
dern beruht auf der Kompliziertheit des modernen 
Lebens und moderner Verwaltung, ganz besonders 
wenn es sich dabei um die allgemeine Planung des 
Wirtschaftslebens überhaupt handelt. Schon Max Weber 
hat auf die Bedeutung des fachlich spezialisierten büro­
kratischen Apparates im Rahmen dieser Entwicklung 
hingewiesen. Um so wichtiger ist es freilich, daß ge­
genüber dieser immanenten Tendenz der Sache alle 
uenkbaren Gegengewichte geschahen werden, damit 
nicht statt Demokratie auf einem so wichtigen Gebiete 
die faktische Alieinbestimmung durch die Bürokratie, 
also deren faktische Diktatur herrscht.

Es sei zum Schluß noch darauf verwiesen, daß der 
leider erst spät veröffentlichte Befehl Nr. 138 der 
SMAD vom 4. 6. 1947 (RegBl. für das Land Thüringen 
Teil HI S. 36) in Ziff. 2 Satz 2 keine Änderung des § 5 
WP1G bedeutet. Denn wenn dort gesagt wird: „Die 
Regierungen def Provinzen und Länder sind verant­
wortlich für die Aufstellung und Erfüllung der Pläne 
innerhalb der Grenzen der Provinzen und Länder.“, so 
ist damit die Verantwortlichkeit gegenüber der Besat­
zungsmacht gemeint, die im Zweifel nach den in den 
Ländern geltenden Verfassungen und Gesetzen be­
grenzt ist, so daß die Regierungen hierdurch keine 
neuen Vollmachten erhalten; sie können nur der Be-' 
satzungsmacht berichten, wenn sie auf Grund von 
Schwierigkeiten, auf die sie etwa bei ihren Parlamen­
ten stoßen, den geforderten Plan nicht aufzustellen 
vermögen, und werden dann die Entscheidung und ge­
gebenenfalls die Erteilung besonderer Vollmachten 
oder direkter Befehle durch die Besatzungsmacht ab­
zuwarten haben.

2. Die R e c h t s n a t u r  d e s  W i r t s c h a f t s ­
p l a n e s

Da der Wirtschaftsplan nach seiner Natur für alle 
Betroffenen verbindlich sein soll und also in „Freiheit 
und Eigentum“ eingreifen oder solche Eingriffe ge­
statten muß, würde er auf Grund des „Vorbehalts des 
Gesetzes“, den Art. 3 Abs. 3 und Art. 57 Abs. 1 ThV 
wiederholen, an sich nur in G e s e t z e s f o r m  er­
gehen können. Bei dieser Sachlage muß die Bestim­
mung des Art. 56 Abs. 2 ThV als eine Ermächtigung

der Landesregierung zum Erlaß des Wirtschaftsplahs 
in Form einer gesetzesvertretenden Rechtsverordnung 
verstanden werden. Anders wäre es nur, wenn es sich 
bei dem Plane um einen internen Vorgang, um eine 
bloße innere Vorbereitung der Verwaltung und nicht 
um einen unmittelbar nach außen bindenden Staatsakt, 
einen Akt echter Obrigkeit handelte.

Bei der in § 5 Abs. 2 WP1G vorgesehenen bindenden 
Kraft des Wirtschaftsplanes entsteht damit die Frage 
seiner V e r ö f f  e n t l i c h u n g .  Die Rechtsverordnun­
gen der Landesregierung, mit Ausnahme der Landes­
polizeiverordnungen, werden in der Gesetzsammlung 
des Landes veröffentlicht (vgl. § 5 des „Gesetzes über 
die Handhabung der Gesetzgebungsgewalt im Lande 
Thüringen“ vom 20. 8. 1945 GesS. S. 9; § 5 gilt — im 
Gegensatz zu den übrigen Bestimmungen aieses Ge- , 
setzes — auch heute noch). Demnach müßte auch der 
Wirtschaftsplan in der Gesetzsammlung veröffentlicht 
werden. Nun bestimmt aber § 5 Satz 2 WPIG, daß der 
Plan durch Beschluß der Regierung und Bestätigung 
durch den Landtagsausschuß festgestellt wird „und 
d a n a c h  verbindlich ... ist“. Es fragt sich also, ob 
es nach dem WPIG überhaupt noch einer Veröffent­
lichung bedarf oder ob der Plan nicht vielmehr mit 
s e i n e r  F e s t s t e l l u n g  durch Regierung und 
Wirtschaftsausschuß des Landtages u n m i t t e l b a r  
verbindlich wird. Da das Prinzip, daß Rechtsverord­
nungen verkündet werden müssen, nicht in der ThV, 
sonuern nur lii dem erwähnten Gesetz über die Hand­
habung der Gesetzgebungsgewalt formuliert ist, wäh­
rend die ThV die V erkünuung nur für G e s e t z e  vor­
schreibt (s. Art. 37 Abs. 2; Art. 43 Abs. 1 läßt nicht 
eindeutig erkennen, ob seine einleitenden Worte „Ord­
nungsgemäß verkündete“ sich auch auf die dort weiter 
erwannten V e r o r d n u n g e n  beziehen), könnte man 
argumentieren, daß das erwähnte HandnaDungsgesetz 
durch das WPIG habe abgeändert oder durchorochen 
werden können. Indessen ist das Prinzip, daß Rechts­
normen verkündet werden müssen, ein verfassungs­
rechtlicher Grundsatz aller modernen Staaten über­
haupt; es gehört zu den als solche anerkannten Un­
geheuerlichkeiten des nationalsozialistischen „Rechts“, 
uaß „Gesetze“ oder „Führerbefehle“, die Gesetzeskraft 
beanspruchten, teilweise nicht verkündet waren. Es 
bedeutet daher eine Selbstverständlichkeit für ein wie­
dergewonnenes rechts- und verfassungsstaatliches Den­
ken, ganz besonders in einer Demokratie, daß die Ver­
kündung a l l e r  Rechtsnormen ein v e r f a s s u n g s -  
rechtlicnes Prinzip darstellt. Wir werden hierauf spä­
ter noch zurückkommen, wenn wir feststellen, daß sich 
Verfügungen der den Wirtschaftsplan ausführenden 
Behörden gegenüber Einzelnen schwerlich unmittelbar 
auf das WPIG stützen können, weil dieses ohne Kon­
kretisierung in dem jeweiligen Einzeiplane eine allzu 
abstrakte Grundlage von Verfügungen wäre. Dabei 
mag durchaus erwogen werden, daß der Wirtschafts­
plan in a b g e k ü r z t e r  Form veröffentlicht wird, 
wie dies für uen Haushaltsplan durch § 55 Abs. 2 Satz 2 
der Thüringischen Verfasung aus dem Jahre 1921 aus­
drücklich zugelassen war und auch heute noch (übri­
gens ohne ausdrückliche Zulassung in der ThV) so ge- 
handhabt wird, wie das Haushaitsgesetz für das Rech­
nungsjahr 1947/48 vom 26. 3. 1947 GesS. S. 44 beweist. 
Auch in dieser Hinsicht sollte die Ausführungsverord­
nung zum WPIG eine Klarstellung bringen.

Eine weitere wichtige Frage ist die der Weitergel­
tung aller bisher auf dem Geoiete der Wirtschaftspla­
nung erlassenen Gesetze, Verordnungen und Befenle. 
Das WPIG ist ein kurzes Gesetz von zehn Paragraphen, 
aber es enthält eine Generalregelung, die den Verzicht 
auf Zahlreiche, fast nicht mehr übersehbare ältere Nor­
men möglich machen muß. Diesen Verzicht sollte man 
jetzt aussprechen. Es wäre geradezu eine erlösende 
gesetzgeberische Tat, wenn das WPIG so verstanden 
würde, daß damit iortfa^en soll, was überflüssig ge­
worden ist. Es ist sehr viel überflüssig geworden, 
wahrscheinlich mehr, ais die an der Planung beteilig­
ten Behörden selbst werden zugeben wollen! Erst 
dann, wenn man auf diesen ganzen Wust ausdrücklich 
verzichtet, ist das WPIG ein Fortschritt; sonst wäre 
es nur ein neues Instrument neben vielen alten, und 
es wäre geradezu sicher, daß nach Belieben auch auf
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